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§ 6 Antrag auf Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über
die Krankenversicherung
(Spitalfinanzierung)

1. Memorialsantrag

Mit Datum vom 12. April 1999 reichte die Sozialdemokratische Partei des Kantons Glarus einen Antrag auf
Aenderung des Einführungsgesetzes vom 5. Mai 1996 zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung
(EG KVG) im Bereich der Spitalfinanzierung ein:

«Es sei Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e EG KVG wie folgt zu ändern bzw. zu ergänzen: 
(Der Regierungsrat ist insbesondere zuständig für:)
e. die Festlegung eines Gesamtbetrages für die Finanzierung der Spitäler als finanzielles Steuerungsinstrument

unter Vorbehalt der Budgethoheit des Landrates, wobei die Krankenversicherer im Rahmen der Kostenauftei -
lung nach Artikel 49 Absatz 1 KVG einen Anteil von höchstens 40 Prozent der anrechenbaren Kosten für Kan -
tonseinwohner und -einwohnerinnen in der allgemeinen Abteilung übernehmen müssen (Globalbudget; Art.
51 KVG);

(der kursive Teil ist neu; Rest wie bisher)
Begründung
Seit dem 1. Januar 1996 ist das neue KVG in Kraft, welches in Artikel 49 Absatz 1 die Spitaltaxen der allgemei-
nen Abteilung näher regelt. Danach dürfen die Tagestaxen für Kantonseinwohnerinnen und -einwohner bei 
öffentlichen oder öffentlich subventionierten Spitälern höchstens 50 Prozent der anrechenbaren Kosten der 
allgemeinen Abteilung decken. Der Bund wollte damit eine Mitfinanzierung der Betriebskosten im Umfange von
mindestens 50 Prozent durch die öffentliche Hand gewährleisten. Dadurch sollte insbesondere einem übermäs-
sigen Ansteigen der Spitaltaxen sowie der Krankenversicherungsprämien der obligatorischen Grundversiche-
rung entgegengewirkt werden, denn die Prämien hängen ganz entscheidend von der Taxentwicklung der öffentli-
chen Spitäler ab.
Bei der Taxfestsetzung im Kantonsspital geht es um einen politischen Entscheid ersten Ranges, der sich nach-
haltig auf die Entwicklung und insbesondere die Höhe der Krankenversicherungsprämien in unserem Kanton
auswirkt. Es kann nicht im Interesse der Prämienzahler liegen, wenn diesen ein grösstmöglicher Kostenanteil
durch immer höhere Taxen überbunden und dadurch der Prämienanstieg zusätzlich angeheizt wird. Dies erst
recht nicht, wenn sich der Kanton zugleich am Kostenanstieg nicht beteiligt, sondern den Kantonsbeitrag mög-
lichst kürzt und sogar auf dem Stand zu Beginn der 1990er Jahre belässt oder zurückführt. Vielmehr kann seitens
des Kantons erwartet werden, dass er seinen Beitrag regelmässig an die Betriebskostenentwicklung anpasst.
Wenn die gestiegenen Betriebskosten stattdessen einfach auf die Prämienzahlenden überwälzt werden, so 
entfällt auch jeglicher Spardruck. Vor allem aber findet eine unsoziale Umlagerung der Spitalkosten auf die 
Prämienzahlerinnen und -zahler statt.
Dieser unsozialen Umlagerung der Spitalkosten  auf die Prämienzahlerinnen und -zahler muss unseres Erachtens
dadurch Einhalt geboten werden, dass der Kanton mehr als nur gerade 50 Prozent der Betriebskosten der allge-
meinen Abteilung übernimmt. Hält die in den letzten Jahren eingetretene Fehlentwicklung an, muss damit 
gerechnet werden, dass die Prämien bald ein unverantwortliches und untragbares Ausmass erreichen. Der 
gestellte Antrag, wonach den Prämienzahlern höchstens 40 Prozent der Kosten über die Tagestaxen belastet
werden dürften, würde die eingetretene Fehlentwicklung korrigieren und die Spitalsubventionierung in einem
Umfange gewährleisten, wie dies früher schon der Fall war. Darüber hinaus aber würde auch der unumgängliche
Spardruck auf das Kantonsspital erzeugt, denn solange Kostensteigerungen einfach grösstenteils weitergege-
ben und auf die Prämienzahlerinnen und -zahler überwälzt werden können, besteht ein solcher kaum oder gar
nicht.»

Zur Illustration legte die Antragstellerin eine Aufstellung über den gestiegenen Gesamtaufwand, den in
etwa gleichbleibenden Kantonsbeitrag und die gestiegenen Tagestaxen des Kantonsspitals aus den 
Jahren 1991–1997 bei. Gemäss dieser Aufstellung hat der Kantonsanteil am Gesamtaufwand des Kantons-
spitals, welcher in dieser Periode von 32 auf 40 Millionen Franken stieg, zwischen 36 Prozent (1994) und
29,3 Prozent (1997) betragen. 

Der Landrat erklärte den Memorialsantrag an seiner Sitzung vom 30. Juni 1999 als rechtlich zulässig und
erheblich. 

2. Gesetzliche Rahmenbedingungen

Das KVG sieht für ambulante und stationäre Leistungen unterschiedliche Finanzierungsformen vor.
Während für den ambulanten Bereich der öffentlichen Hand keine Kosten anfallen sollten, haben im sta-
tionären Bereich die Krankenversicherer höchstens 50 Prozent der Kosten zu tragen (Art. 49 Abs. 1 KVG).
Dies bedeutet, dass die öffentliche Hand 50 Prozent oder mehr der stationären Kosten zu tragen hat. Eine
mehr als 60-prozentige Kostentragung durch den Kanton – wie es die Antragstellerin fordert – wäre dem-
nach vom KVG her möglich, entspräche jedoch nicht den Intentionen des eidgenössischen Gesetzgebers.
Kein anderer Kanton weicht von der Höchstgrenze von 50 Prozent für die Krankenversicherer ab. 
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Am 18. September 2000 hat der Bundesrat die Botschaft zur zweiten Teilrevision des KVG verabschiedet.
Hauptanliegen der Teilrevision ist die Neugestaltung der Spitalfinanzierung. So sollen die Kantone künftig
von der alleinigen Uebernahme der Investitionskosten entlastet und die Aufteilung der Betriebskosten für
stationäre Leistungen genau hälftig zwischen den Krankenversicherern und den Kantonen aufgeteilt wer-
den. Die Kantone müssten im Gegenzug inner- wie ausserkantonal die Leistungen der Halbprivat- und Pri-
vatabteilungen gleich wie die Leistungen der allgemeinen Abteilung mitfinanzieren. Ziel des Bundesrates
ist es, die Teilrevision im Laufe des Jahres 2001 durch die eidgenössischen Räte verabschieden zu lassen.
Allerdings ist es unsicher, ob der Fahrplan wegen des fakultativen Referendums und wegen der politischen
Brisanz dieses Themas eingehalten werden kann. Sollte die Teilrevision rechtskräftig werden, wäre die Lö-
sung der Antragstellerin widerrechtlich, da das KVG einen fixen Finanzierungsschlüssel von je 50 Prozent
vorgäbe.

Wie immer die Teilrevision ausfallen wird, gewiss ist, dass der Bund die Spitalfinanzierung einheitlich 
regeln will. Eine Lösung, wie sie die Antragstellerin beantragt, würde diesem Willen widersprechen und
nicht mehr KVG-konform sein. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Der Memorialsantrag wirft eine Reihe gesundheitspolitischer Fragen auf, die im Folgenden aus Sicht des
Kantons kommentiert werden.

3.1. Kostensituation am Kantonsspital 

In den vergangenen Jahren dominierte bei Tarifverhandlungen zwischen den Krankenversicherern und den
Spitälern die Frage nach der Kostenteilung zwischen Versicherern und der öffentlichen Hand. Dies war
auch im Kanton Glarus nicht anders. So hat der Bundesrat den Tarifentscheid für das Jahr 1999 bis heute
nicht gefällt! Deshalb wären genauere gesetzliche Vorgaben zu begrüssen, was jedoch Formulierungen wie
«höchstens 50 Prozent» oder «höchstens 40 Prozent» nicht sind. Die lancierte Teilrevision des KVG geht
zumindest in diesem Bereich in die richtige Richtung. Welche Anteile der Betriebskosten über die Versi-
cherten via Prämien und über den Kanton via Steuern finanziert werden sollen, ist eine sozialpolitische
Frage. Mit einer Verschiebung der Kostenanteile von den Versicherern zum Kanton wird die Pro-Kopf-
Belastung durch die Prämien zwar kleiner, aber mehr über die Steuern finanziert. In den vergangenen Jah-
ren haben sich diese Anteile folgendermassen entwickelt:
Jahr Gesamtaufwand Fr. Kantonsbeitrag Fr. in % Tagestaxe Fr.
1997 39 918 853 11 698 599 29,3 317
1998 40 938 432 13 478 478 32,9 300
1999 42 305 219 14 084 351 33,3 300*
2000 (Budget) 42 890 000 14 600 000 34,0 323.50**
* Es werden 300 Franken verrechnet; die Taxe ist jedoch immer noch strittig, das Verfahren ist seit mehr als

zwei Jahren beim Bundesrat hängig.
** Mit der Taxhöhe von 323.50 Franken wurde budgetiert; es ist jedoch offen, wieviel schliesslich verrechnet

werden kann.

Wie die Aufstellung zeigt, ist der Anteil des Kantons am Gesamtaufwand des Kantonsspitals in den ver-
gangenen vier Jahren deutlich gestiegen. Dies hängt damit zusammen, dass der Bundesrat mit Hilfe des
Preisüberwachers die Taxe für die Versicherer tief hält. Die für das Kantonsspital gültigen Taxen für
1999/2000 sind zwar nach wie vor strittig, doch kann aufgrund der Erfahrungen anderer Kantone davon
ausgegangen werden, dass die Taxen nicht wesentlich mehr als 300 Franken betragen werden. Somit wird
das Globalbudget für das Jahr 2000 erhöht werden müssen und der Kantonsanteil am Gesamtaufwand
wird auf rund 35 Prozent steigen. 

Wie erwähnt, sieht das KVG vor, dass die ambulanten Leistungen zu 100 Prozent von den Versicherern
bezahlt werden. Dies ist am Kantonsspital wie in praktisch allen anderen Spitälern nicht der Fall, da die 
genehmigten Tarife für ambulante Leistungen bei weitem nicht kostendeckend sind. So finanziert der Kan-
ton heute diese Leistungen erheblich mit. 

Die «Höchstens-50-Prozent-Regelung» im KVG und die beantragte «40-Prozent-Regelung» der SP betrifft
nur den stationären Teil. Die Kostenrechnung des Kantonsspitals zeigt, dass mit den zurzeit verrechenba-
ren 300 Franken pro Tag die Krankenversicherer lediglich 36 Prozent der stationären Kosten zu tragen 
haben. Damit ist die Forderung der Antragstellerin de facto bereits erfüllt. 

Die Antragstellerin begründet den Anstieg der Pflegetaxen mit dem sinkenden Anteil des Kantons, was in
zweierlei Hinsicht kommentiert werden muss: 
1. Die Taxen für die Jahre 1999 und 2000 werden mit hoher Wahrscheinlichkeit nahe bei 300 Franken blei-

ben. Somit erhält das Kantonsspital für seine stationären Leistungen weniger als 1997 und muss eine
beachtliche Steigerung des Gesamtaufwandes hinnehmen. 



86

2. In der im Antrag dargestellten Taxreihe wird Ungleiches verglichen. Betrug die durchschnittliche Aufent-
haltsdauer im Jahre 1991 noch 12,2 Tage, so waren es 1999 noch 9,4 Tage. Da die meisten Kosten am
ersten und am letzten Aufenthaltstag anfallen, ist die logische Konsequenz steigende Kosten pro
Pflegetag. Zudem konnten in früheren Jahren Taxen für Säuglinge, für CT-Untersuchungen und für 
Implantate verrechnet werden.

Schliesslich erwähnt die Antragstellerin nicht, dass sämtliche Investitionen von mehr als 50 000 Franken
durch den Kanton getragen werden. Würden die hohen Investitionskosten in die Berechnungen einbezo-
gen, würde der Anteil der Krankenversicherer an der stationären Grundversorgung weiter sinken. 

3.2. Kosten für ausserkantonale Hospitalisationen

An die Kosten ausserkantonaler stationärer Hospitalisationen muss der Wohnkanton des Patienten
gemäss Artikel 41 KVG zurzeit 70–75 Prozent (je nach Spital) beitragen, während die Krankenversicherer
die restlichen 25–30 Prozent finanzieren. Die Ausgabenentwicklung bei den ausserkantonalen Hospitalisa-
tionen sieht für den Kanton folgendermassen aus: 
1997 3 264 000 Franken
1998 5 288 000 Franken
1999 4 638 000 Franken
2000 7 229 000 Franken

Der markante Anstieg der Ausgaben für ausserkantonale Hospitalisationen rührt unter anderem daher,
dass die Kosten für die stationäre Versorgung stark steigen, während die Tarife für die Krankenversicherer
mehr oder weniger konstant bleiben.

3.3. Zusammenfassung

Der Kostenanstieg im stationären Bereich ist durch den Kanton nur sehr beschränkt beeinflussbar und
kaum zu bremsen. Der medizinische Fortschritt erhöht die Heilungschancen, verkürzt die Spitalaufenthalte
und macht die Krankheit für die Patienten erträglicher. Dieser Fortschritt muss bezahlt sein. Entscheidende
Einsparungen liessen sich nur durch Rationierungsmassnahmen (weniger durch Rationalisierung) errei-
chen. Die Kostensteigerungen sind zudem auch auf äussere Rahmenbedingungen zurückzuführen: Als
Auswirkung des KVG werden von den Spitälern immer aufwändigere Statistiken verlangt, die Kostentrans-
parenz (Kostenrechnung) ist zu verbessern und an die Qualität werden immer höhere Anforderungen 
gestellt. Im Weiteren werden die Lohnkosten für Pflegepersonal und Assistenzärzte in nächster Zeit über-
proportional steigen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden:
– der Kostenanteil des Kantons für die stationäre Grundversorgung ist in den vergangenen Jahren insge-

samt massiv gestiegen;
– da der Bund die Spitalfinanzierung nächstens regelt, wäre es verfehlt, wenn der Kanton Glarus mit einer

kantonseigenen Lösung vorpreschen würde;
– der Vorschlag der Antragstellerin veränderte lediglich die Verteilung der Kosten zwischen Kanton und

Krankenversicherern und vermöchte die Gesamtkosten, welche durch Steuer- und Prämienzahlende 
finanziert werden müssen, nicht zu senken. 

4. Beratung der Vorlage im Landrat 

Die Antragstellerin bekräftigte im Landrat nochmals ihren Standpunkt. Es gehe darum, den Rückzug der
Kantone aus der Spitalfinanzierung zulasten der Krankenversicherung und damit der Prämienzahlenden zu
bremsen. Trotz der geplanten Revision des KVG, auf die man unter Umständen noch länger warten müsse,
sei Handeln Pflicht. Die höheren Kantonsbeiträge in den letzten Jahren seien durch Beschwerden der
Krankenversicherer und nicht in freiwilligen Leistungen des Kantons begründet. Das Globalbudget des
Kantonsspitals habe in Bezug auf die Spitalkosten nichts gebracht; darüber hinaus werde der Memorials-
antrag in unzulässiger Weise mit den vom Gesetz vorgeschriebenen Zahlungen für ausserkantonale Hospi-
talisationen verknüpft. Der Bund regle die Spitalfinanzierung nicht abschliessend und die Kantone verfüg-
ten über erheblichen Spielraum zu Gunsten der Prämienzahlenden, welchen es – auch bei der individuellen
Prämienverbilligung – zu nutzen gelte. 

Dem wurde entgegen gehalten, dass die zweite Teilrevision des KVG ausdrücklich die Neugestaltung der
Spitalfinanzierung beinhalte. Es mache wenig Sinn, als einziger Kanton einer Bundeslösung vorzugreifen.
Der Kantonsanteil an den Gesamtkosten sei in den letzten Jahren deutlich gestiegen. Es müssten alle 
damit zusammenhängenden Kosten (Betriebskosten, ausserkantonale Hospitalisationen, Investitionen
usw.) aufgelistet werden. Es seien die Kräfte auf eine klare Spitalfinanzierung durch die zweite Teilrevision
des KVG und auf die Senkung der Gesamtkosten zu konzentrieren, statt sie in einem Verteilkampf Prä-
mienzahlende/Versicherer gegen Steuerzahlende/Kanton zu vergeuden. 
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Der Landrat schloss sich nach gewalteter Diskussion mit klarer Mehrheit dem Ablehnungsantrag des 
Regierungsrates an und beantragt der Landsgemeinde, den Memorialsantrag abzulehnen. 

5.  Antrag 

Gestützt auf vorstehende Erwägungen beantragt der Landrat der Landsgemeinde, den Memorialsantrag der
Sozialdemokratischen Partei des Kantons Glarus auf Aenderung von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e des Ein -
führungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung abzulehnen. 

§ 7 Aenderung des Gesetzes über die Einführung des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches im Kanton Glarus
(Stiftungsaufsicht) 

1. Ausgangslage 

Gemäss Artikel 84 Absatz 1 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) stehen Stiftungen unter der
Aufsicht jenes Gemeinwesens (Bund, Kanton, Gemeinde), dem sie nach ihrer Bestimmung angehören. Die
Aufsicht über Stiftungen, welche mehreren Gemeinden oder dem Kanton zugehörig sind, liegt gemäss 
Artikel 15 Ziffer 4 des Gesetzes über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches im Kanton
Glarus (EG ZGB) beim Regierungsrat. Gemäss dieser Bestimmung unterliegen auch alle Einrichtungen der
beruflichen Vorsorge mit Sitz im Kanton Glarus der Aufsicht des Regierungsrates. 

Gemäss Artikel 2 der Verordnung über die Errichtung, Aenderung und Beaufsichtigung von Stiftungen (Stif-
tungsverordnung) wurde die Stiftungsaufsicht an die Direktion des Innern delegiert. Diese Aufgabe wurde
zunächst durch eine externe Stelle vollzogen. Nach Schaffung eines Direktionssekretariates bei der Direk-
tion des Innern wurde die Stiftungsaufsicht per 1. Januar 1996 dem Direktionssekretariat übertragen. Bei
momentan 96 BVG-Einrichtungen und 52 klassischen Stiftungen beansprucht diese Tätigkeit für einen
Spezialisten etwa 65 Stellenprozent. Bei mangelnder Aufsichtstätigkeit drohen Staatshaftungsfälle, wie
Beispiele aus anderen Kantonen zeigen. – Die Vermögenswerte der unter kantonaler Aufsicht stehenden
Einrichtungen sind in den vergangenen zehn Jahren um über 600 Millionen Franken auf über 1 Milliarde
Franken angewachsen.

Die Einführung einer EDV-Lösung zur Ordnung und Uebersicht sowie besseren Kontrolle, die Bereinigung
der Dossiers unter Mithilfe des Amtes für berufliche Vorsorge und Stiftungen des Kantons St. Gallen sowie
die damit verbundene Professionalisierung haben gezeigt, dass hinsichtlich gesetzlicher Grundlagen
Handlungsbedarf besteht. 

2. Notwendigkeit der Anpassung des kantonalen Rechts

Die gesetzlichen Grundlagen zur Regelung der Aufsicht über die Einrichtungen der beruflichen Vorsorge
und die Stiftungen genügen nicht; es mangelt ihnen an Klarheit. Die heutigen Normen sind wider-
sprüchlich, enthalten keine genügende Delegationsnorm, und die gesetzliche Grundlage zum Einzug von
Gebühren fehlt.
– So wird in Artikel 7 Absatz 1 der Stiftungsverordnung die Direktion des Innern als Aufhebungsbehörde

im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 ZGB genannt. Durch diese Delegation wird aber die Bestimmung von
Artikel 15 Ziffer 5 EG ZGB obsolet, die den Regierungsrat ebenfalls als zuständig für die Aufhebung einer
Stiftung erklärt.

– Einerseits wird der Regierungsrat in Artikel 15 Ziffer 4 EG ZGB generell als zuständige Behörde für die
Stiftungsaufsicht und in Artikel 15 Ziffer 5 EG ZGB auch als Aufhebungsbehörde (was logisch und kon-
sequent ist) bezeichnet, andererseits wird in Artikel 16 EG ZGB der Landrat als zuständige Behörde für
die Aenderung des Zwecks und der Organisation einer Stiftung bezeichnet. Schliesslich hat der Regie-
rungsrat gestützt auf Artikel 15 Ziffer 4 EG ZGB die Stiftungsverordnung erlassen. Darin wird, wie 
erwähnt, die Stiftungsaufsicht an die Direktion des Innern delegiert. Im EG ZGB ist aber keine korrekte
Delegationsnorm enthalten. Artikel 15 Ziffer 4 EG ZGB entspricht den heutigen Anforderungen an eine
Delegationsnorm nicht.

– In der Stiftungsverordnung wird in Artikel 11 der Entscheid über erhebliche Aenderungen von Stiftungs-
urkunden (Ziff. 4) und derjenige über die Aufhebung mit und ohne Liquidation von Personalvorsorgeein-


